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4 9 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens zur Befreiung ausländischer öffentlicher
Urkunden von der Beglaubigung

5 0 . Kundmachung: Abkommen Österreich — EWG; — Der Gemischte Ausschuß — Ersetzung der
Erklärung zu Beschluß Nr. 1/85 des Gemischten Ausschusses

5 1 . Sechzehnte Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration über den vor-
läufigen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen
(NR: GP XVI RV 633 AB 725 S. 107. BR: AB 3027 S. 468.)

49. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
28. Jänner 1986 betreffend den Geltungsbe-
reich des Übereinkommens zur Befreiung aus-
ländischer öffentlicher Urkunden von der

Beglaubigung

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswär-
tige Angelegenheiten des Königreiches der Nieder-
lande hat das Vereinigte Königreich Großbritan-
nien und Nordirland die Behörden, die zur Ausstel-
lung der Apostille nach Art. 3 Abs. 1 des Überein-
kommens zur Befreiung ausländischer öffentlicher
Urkunden von der Beglaubigung (BGBl.
Nr. 27/1968, letzte Kundmachung des Geltungsbe-
reiches BGBl. Nr. 494/1985) zuständig sind, für
Hong Kong wie folgt geändert:

Deputy Chief Secretary, Supreme Court
Deputy Registrar, Supreme Court

(Übersetzung)
Stellvertretender Haupt-Sekretär des Obersten

Gerichtshofes
Stellvertretender Registerführer des Obersten

Gerichtshofes.

Sinowatz

50. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
28. Jänner 1986 betreffend das Abkommen
Österreich — EWG; — Der Gemischte Aus-
schuß — Ersetzung der Erklärung zu Beschluß

Nr. 1/85 des Gemischten Ausschusses

Nach Mitteilung des Gemischten Ausschusses
vom 25. Juni 1985 lautet die Erklärung zu Beschluß
Nr. 1/85 wie folgt:

ABKOMMEN ÖSTERREICH - EWG

— Der Gemischte Ausschuß —

ERKLÄRUNG ZU BESCHLUSS Nr. 1/85
DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES

Unter Bezugnahme auf Beschluß Nr. 1/85 des
Gemischten Ausschusses zur erneuten Änderung
von Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 teilten Öster-
reich und die Gemeinschaft einander die zum
1. Oktober 1984 geltenden Gegenwerte von 1 ECU
in österreichischen Schilling bzw. in den Währun-
gen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft mit.
Punkt 2 der Erklärung des Gemischten Ausschusses
vom 24. Juni 1981 in der Fassung vom 25. April
1983 ist daher entsprechend abzuändern und lautet
demnach mit Wirkung vom Inkrafttreten des
Beschlusses Nr. 1/85 wie folgt:

Der Gegenwert von 1 ECU in den jeweiligen
Währungen zum 1. Oktober 1984 lautet wie folgt:

Deutsche Mark 2,23596
Pfund Sterling 0,592085
Französischer Franc 6,85840
Italienische Lire 1383,98
Holländischer Gulden 2, 52050
Belgischer Franc 45,3837
Luxemburger Franc 45,3837
Dänische Krone 8,09937
Irisches Pfund 0,721675
Griechische Drachme 92,1772
Österreichischer Schilling 15,7141

Geschehen zu Brüssel am 25. Juni 1985

Im Namen des Gemischten Ausschusses:

Der Vorsitzende:

G. Waas
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Die unter BGBl. Nr. 359/1985 zu Beschluß Nr. 1/85 des Gemischten Ausschusses Österreich —
EWG kundgemachte Erklärung tritt damit außer Kraft.

Sinowatz
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5 1 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

SECHZEHNTE NIEDER-
SCHRIFT (PROCÈS-VER-
BAL) BETREFFEND DIE
VERLÄNGERUNG DER
DEKLARATION ÜBER
DEN VORLÄUFIGEN BEI-
TRITT TUNESIENS ZUM
ALLGEMEINEN ZOLL-
UND HANDELSABKOM-

MEN

Die Vertragsparteien der
Deklaration vom 12. November
1959 über den vorläufigen Beitritt
Tunesiens zum Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommen (im fol-
genden als „die Deklaration"
bzw. als „das Allgemeine Abkom-
men" bezeichnet),

IN ANWENDUNG der Zif-
fer 6 der Deklaration, KOM-
MEN ÜBEREIN wie folgt:

1. Die Geltungsdauer der
Deklaration wird durch
Änderung des Datums in
Ziffer 6 auf „31. Dezember
1985" verlängert.

2. Diese Niederschrift wird
beim Generaldirektor der

VERTRAGSPARTEIEN
des Allgemeinen Abkom-
mens hinterlegt. Sie steht
zur Annahme durch Unter-
zeichnung oder in anderer
Weise, durch Tunesien und
durch die teilnehmenden
Regierungen offen. Sie tritt
zwischen der Regierung
Tunesiens und einer teilneh-
menden Regierung in Kraft,
sobald sie von der Regie-
rung Tunesiens und von
dieser Regierung angenom-
men worden ist.

3. Der Generaldirektor über-
mittelt eine beglaubigte
Abschrift dieser Nieder-
schrift und eine Mitteilung
über jede Annahmeerklä-
rung an die Regierung
Tunesiens und an jede Ver-
tragspartei des Allgemeinen
Abkommens.
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GESCHEHEN zu Genf am
achten November neunzehnhun-
dertvierundachtzig, in einer einzi-
gen Urschrift in englischer und
französischer Sprache, wobei
beide Texte authentisch sind.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 7. Jänner 1986 beim Generaldirektor des GATT hinterlegt; die Niederschrift ist gemäß
ihrer Ziffer 2 für Österreich am selben Tag in Kraft getreten.

Sinowatz


